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Die jüngst von der CDU beschlossenen medienpolitischen Forderungen sollen
mit in das Wahlprogramm der CDU zu den Bundestageswahlen Eingang finden.
Zu den wichtigsten Aufgaben für die nächste Legislaturperiode zählt Günther H.
Oettinger, Ministerpräsident in Baden-Württemberg und Vorsitzender des medien-
politischen Expertenkreises der CDU insbesondere eine Weiterentwicklung der
Fusionskontrolle und dort vor allem die Überarbeitung des Pressekonzentrations-
rechts. Auf Länderebene werde es u.a. um die Umsetzung der EU-Richtlinie über
Audiovisuelle Mediendienste, die Novellierung des Medienkonzentrationsrechts
und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages sowie die Finanzierung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks gehen.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Herr Ministerpräsident, die CDU
hat jüngst medienpolitische Thesen vorgelegt.
Inwieweit sind die Thesen die Basis für ein
mögliches Regierungsprogramm einer Bun-
desregierung im Herbst unter Beteiligung der
CDU/CSU?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Der Medienpolitische Experten-
kreis der CDU Deutschlands wird sich mit
seinen Thesen zu den aktuellen Fragen der
Medienpolitik in die Programmdebatte der
Union einbringen.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Welche  Punkte Ihrer  medien-
politischenThesen sollen in der nächsten Le-
gislaturperiode umgesetzt werden?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Da müssen wir unterscheiden:
Auf  Bundesebene steht meiner Meinung nach

in der nächsten Legislaturperiode insbe-
sondere eine Weiterentwicklung der Fusions-
kontrolle und dort insbesondere die Überar-
beitung des Pressekonzentrationsrechts an.
Darüber hinaus müssen wir weitere Fort-
schritte bei der Digitalisierung des Rund-
funks erreichen und den Jugendschutz im
Bereich der Medien stärken. Auf  Länderebene
wird es u.a. um die Umsetzung der EU-Richt-
linie über Audiovisuelle Mediendienste, die
Novellierung des Medienkonzentrations-
rechts und des Jugendmedienschutz-Staats-
vertrages sowie die Finanzierung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks gehen.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Inwieweit sind diese Thesen mit
der CSU abgestimmt?

OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Zunächst einmal handelt es um
Vorschläge des Medienpolitischen Experten-
kreises der CDU Deutschlands. Aber natür-
lich werden wir darüber mit den Freunden
von der CSU sprechen.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Wie sehen Sie  das Verhältnis von
Regulierung und Markt?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Die Länder haben den verfas-
sungsrechtlichen Auftrag, die Rundfunk-
ordnung positiv auszugestalten. Daher ist die
Regulierungsdichte im Bereich des Rund-
funks naturgemäß relativ hoch. Dies halte ich
insbesondere im Bereich des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks auch weiterhin für erfor-
derlich. Hier kann nämlich nicht auf  Markt-
mechanismen zurückgegriffen werden. Im Be-
reich des privaten Rundfunks sehen wir da-
gegen Raum für Deregulierungen,  beispiels-
weise bei der Fusionskontrolle, aber auch bei
den Vorgaben für den privaten Rundfunk auf
regionaler und lokaler Ebene. Gerade vor dem
Hintergrund der aktuellen wirtschaftlichen
Lage wird deutlich, dass wir Rahmen-
bedingungen schaffen müssen, die den pri-
vaten Rundfunkveranstaltern Handlungs-
spielräume ermöglichen. Eine zentrale Rolle
spielt hierbei die Werberegulierung. Die Uni-
on strebt die 1:1-Umsetzung der EU-Richt-
linie über audiovisuelle Mediendienste und
der Zulässigkeit entgeltlicher Produkt-
platzierungen bei gleichzeitiger Sicherstellung
der Transparenz an. Dies eröffnet zusätzli-
che Spielräume, die die Wettbewerbsfähigkeit
deutscher Produktionsunternehmen und
Rundfunkveranstalter gegenüber der europä-
ischen und US-amerikanischen Konkurrenz
sicherstellt. Ich bin auch der Auffassung, dass
wir zum jetzigen Zeitpunkt keine weiteren
Werbeverbote brauchen. Die vorhandenen
Beschränkungen auf  europäischer und nati-
onaler Ebene zum Schutz der Verbraucher
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„Beim privaten Rundfunks sehen
wir Raum für Deregulierungen“
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und zum Schutz der Gesundheit sind ausrei-
chend.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Sie betonen die Qualität des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks. Müsste die
Politik hier nicht mehr Vorgaben machen?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Der öffentlich-rechtliche Rund-
funk muss sich mit seinen Programman-
geboten schon aufgrund der ihm verfassungs-
rechtlich zugewiesenen Aufgabe der Grund-
versorgung vom privaten Rundfunk qualita-
tiv abheben. Was Qualität im Rundfunk aus-
macht, kann nicht allgemein und übergrei-
fend definiert werden. Qualitätsanforde-
rungen für eine Nachrichtensendung sind
anders zu beurteilen als solche für ein gutes
Unterhaltungsformat oder für eine Doku-
mentation. Es macht auch einen Unterschied,
ob es sich um ein Voll- oder Spartenpro-
gramm handelt.
Die Qualität sicherzustellen ist letzlich die
zentrale Aufgabe der Anstalten und kann
nicht extern geregelt werden. Wir fordern
daher ein durchgehendes Qualitätsmanage-
ment im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Es
sind unter Einbeziehung der Gremien trans-
parente und überprüfbare Qualitätskriterien
zu entwickeln, deren Einhaltung und Um-
setzung durch die Gremien zu prüfen sind.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Sie fordern, dass die Landes-
medienanstalten künftig beim privaten Rund-
funk nicht nur Technik sondern auch Quali-
tät fördern. Ist das der Einstieg in eine Pu-
blic-Value-Förderung des privaten Rund-
funks mit Gebühren?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Bisher ermöglicht der Rundfunk-
staatsvertrag den Landesmedienanstalten eine
Förderung von landesrechtlich gebotener
technischer Infrastruktur bei den privaten
Anbietern. Die Überlegung ist, diesen Förder-
tatbestand um einen qualitativen Ansatz zu
ergänzen. Dies müsste aber kostenneutral er-
folgen. Im Fokus einer solchen Förderung
stünde dabei der regionale und lokale Rund-
funk.
Wir haben in Deutschland eine vielfältige
regionale und lokale Rundfunklandschaft, die
es zu erhalten und weiter zu entwickeln gilt.
Diese nimmt im lokalen und regionalen
Umfeld eine wichtige gesellschaftliche Auf-
gabe wahr.
Insbesondere im Bereich des Fernsehens ist
diese Aufgabe vom öffentlich-rechtlichen
Rundfunk so nicht zu leisten. Die konkreten
Förderkonzepte wären dann von den Landes-
medienanstalten, unter Beachtung der Pro-
grammautonomie der Rundfunkanstalten, zu
entwickeln. Ich sehe vor diesem Hintergrund
weniger die Förderung von einzelnen Sendun-
gen, sondern die Förderung von qualitativ

hochwertigen regionalen und lokalen Forma-
ten im Vordergrund.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Bei den Gebühren könnten Sie sich
auch eine Indexierung des Verfahrens vorstel-
len. Wäre das eine automatische Anpassung
der Gebühren auf  der Basis der Inflationsra-
te und damit eine „Entmachtung“ der KEF?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Es ist doch so, dass die KEF
schon heute bei der Überprüfung des von den
Rundfunkanstalten angemeldeten Bedarfs
mit verschiedenen Preissteigerungsraten ar-
beitet. Die Vollindexierung des Bedarfs der
Rundfunkanstalten würde eine konkrete Aus-
gangsbasis schaffen, die sowohl für die Rund-
funkanstalten als auch für die Bürger einen
Anhaltspunkt für die weitere Entwicklung der
Rundfunkgebühr bietet. Das Indexierungs-
modell hat den Charme, dass es einen hohen
Grad an Objektivität bietet und gleichzeitig
die Möglichkeit eröffnet, dass bisherige
Festsetzungsverfahren zu vereinfachen. Auch
könnten die Gebühren in kürzeren Abstän-
den angepasst werden.
Ich halte daher den Ansatz einer Indexierung
für überlegenswert, insbesondere nachdem
auch das Bundesverfassungsgericht diesen
Weg für gangbar hält. Das Indexierungs-
modell bedeutet im Übrigen nicht, dass die
Aufgaben der KEF wegfielen, sondern sie
erhielten einen anderen Schwerpunkt. Auf-
grund der verfassungs- uns europarechtlichen
Vorgaben muss bei der Gebührenfestsetzung
nämlich sichergestellt sein, dass es weder zu
einer Unterfinanzierung noch zu einer
Überkompensierung des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks kommt. Das Index-
ierungsmodell bräuchte demnach in jedem
Fall eine Überprüfung des errechneten Be-
darfs durch die KEF. Sie hätte insbesondere
Einsparpotenziale bei den Rundfunkanstal-
ten aufzudecken sowie die Einhaltung der
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit sicherzustellen.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Die CDU hat wiederholt die be-
sondere Bedeutung der Zeitungen für die De-
mokratie betont. Aber sie plädieren im Ge-
gensatz z. B. zum Film nicht für neue Formen
der Förderung. Ist das nicht inkonsequent?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Im Gegenteil. Presse und Film
sind völlig unterschiedliche Medien-
gattungen. Die Ausgestaltung des Ordnungs-
rahmens für die Presse orientiert sich in ers-
ter Linie am Grundrecht der Pressefreiheit,
als Grundlage einer vielfältigen, vor allem
aber staatsfernen und unabhängigen Presse-
landschaft.
Hier hat die Politik Rahmenbedingungen zu
schaffen, die ein gewinnorientiertes Wirt-
schaften ermöglichen. Hierzu ist eine direk-

te staatliche Förderung einzelner Verlage we-
der erforderlich noch von den Zeitungs- und
Zeitschriftenverlegern gewünscht. Im Bereich
des Films bewegen wir uns dagegen in einer
Medienbranche, die sowohl weniger tages-
aktuell als auch weniger meinungsbildend ist
und demnach auch ein höheres Maß an staat-
licher Förderung zulässt.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Sie sehen eine weitere Verflech-
tung von Netz- und Inhalteanbietern kritisch.
Wollen Sie den Prozess, der ja bereits statt-
findet, wieder rückgängig machen?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Die Kombination aus Infrastruk-
tur und Inhalteangeboten ist nicht unkritisch.
Denn eigene Inhalte des Infrastrukturanbie-
ters stehen automatisch in Konkurrenz zu den
Angeboten jener Marktteilnehmer, die ledig-
lich auf  Inanspruchnahme der Strukturen
angewiesen sind. Hier geht es darum zu ver-
hindern, dass Fremdinhalte zugunsten von
Eigeninhalten benachteiligt werden. Im Be-
reich des Rundfunks haben die Länder auf
diese Situation mit der Plattformregulierung
im Rundfunkstaatsvertrag reagiert. Die
Plattformregulierung sieht Belegungsvorga-
ben vor, die den öffentlich-rechtlichen und
privaten Rundfunkanbietern einen angemes-
sen Anspruch auf  Zugang zur Infrastruktur
gewährleisten. Ein weiterer wesentlicher As-
pekt ist die Auffindbarkeit.
Auch hier haben wir Regelungen geschaffen,
die sicherstellen sollen, dass beispielsweise
elektronische Programmführer oder Zu-
gangsberechtigungssysteme einzelne Inhalte-
anbieter nicht diskriminieren. Wichtig ist,
dass wir die Entwicklungen in diesem Bereich
genau beobachten. Sollten die jetzigen
Regelungsmechanismen nicht ausreichen, um
Mei-nungsvielfalt zu gewährleisten, müssen
wir hier als Gesetzgeber nachsteuern.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Sie wollen „das Verhalten von
Meinungsmacht, marktbeherrschender Stel-
lung und Wettbewerbsfähigkeit für den
Medienbereich“ neu definieren. Welche Roll-
te spielen in diesen Überlegungen neue
Informationsformen über das Internet wie
Suchmaschinen?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer ::::: Das heutige Medienkonzent-
rationsrecht beurteilt vorherrschende Mei-
nungsmacht im Wesentlichen auf  Grund des
Zuschaueranteils. Ausgangspunkt hierbei ist
die Sonderstellung des Fernsehens, das ich
auch in Zukunft als Leitmedium der Mei-
nungsbildung sehe. Daneben ist mit dem In-
ternet ein Medium getreten, das ähnliche
Eigenschaften wie das Fernsehen hat und zu-
nehmend an Meinungsrelevanz gewinnt. Die-
se Entwicklung müssen wir im Medien-
konzentrationsrecht berücksichtigen. Ich
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„Es fehlt im Internet der Schutz
des geistigen Eigentums“
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> Medienordnung in Deutschlandhabe den Eindruck, dass die derzeitigen Be-
stimmungen etwa im Hinblick auf  die festen
Vermutungsgrenzen für das Vorliegen vor-
herrschender Meinungsmacht einerseits zu
starr sind. Andererseits sind sie aber zu
unkonkret, wie etwa bei der Beurteilung von
medienrelevanten verwandten Märkten. Ziel-
setzung einer Novellierung muss es daher
sein, das Medienkonzentrationsrecht flexib-
ler auszugestalten und damit der dynami-
schen Entwicklung des Medienmarktes an-
zupassen.
Gleichzeitig muss mehr Transparenz geschaf-
fen werden, damit die Entscheidungen der
KEK für die betroffenen Unternehmen
vorhersehbarer werden und damit auch ein
höheres Maß an Investitionssicherheit ent-
steht.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Wodurch sehen Sie Meinungs-
vielfalt vor allem bedroht?
OettingOettingOettingOettingOettingererererer::::: Wir sind, was die Sicherstellung
von Meinungsvielfalt in den Medien anbe-
langt, in Deutschland gut aufgestellt,. Auch
Konsolidierungsprozesse und Zusammen-
schlüsse von Medienunternehmen führen
nicht automatisch zu einer Bedrohung der
Meinungsvielfalt. Die Unternehmen in der
Medienbranche brauchen eine gesunde wirt-
schaftliche Grundlage. Im Bereich der Presse
etwa halte ich es nicht für sinnvoll, wenn wir
aufgrund der strengen Regelungen im heuti-
gen Pressefusionsrecht zwar viele kleine
Zeitungsunternehmen haben, diese jedoch
alle am Rande der Wirtschaftlichkeit arbei-
ten. Hier gilt es sinnvolle Wirtschaftsein-
heiten zuzulassen.
Im Bereich der elektronischen Medien sehe
ich die Meinungsvielfalt zunehmend durch
technische  Vorgaben bedroht. Als Beispiel
sind Suchmaschinen anzuführen. Sie spiegeln
kein objektives Suchergebnis wider, wenn ihre
Ergebnisse von Faktoren abhängen, die eine
Auffindbarkeit bestimmter Inhalte nicht
mehr gewährleittet oder Ausgrenzungen zu-
lässt.
Dasselbe gilt für die zuvor schon genannten
elektronischen Programmführer. Sie können
allein durch Zuweisung eines hinteren
Programmplatzes bereits die Auffindbarkeit
eines Senders erheblich erschweren und
dadurch Einfluss auf  die Meinungsvielfalt
ausüben.
Die Auffindbarkeit eines Inhalts ist aber eine
wesentliche Voraussetzung für die Meinungs-
vielfalt in einer digitalisierten Welt. Hier
müssen wir sicherstellen, dass etwa durch ein-
heitliche technische Standards und durch eine
Kompatibilität von Geräten untereinander
eine Diskriminierung von Inhalten bzw.
Inhalteanbietern verhindert wird.       (HH)
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prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Von der aktuellen Krise sind anschei-
nend die Kreativwirtschaft und die Medien
weniger betroffen. Ist das auf unser umfang-
reiches Subventionssystem zurückzuführen?
KrKrKrKrKrügügügügügererererer-Leißner-Leißner-Leißner-Leißner-Leißner::::: Nein, nicht nur, aber mit Si-
cherheit auch. Es gibt vor allen Dingen einen
Einbruch bei der exportorientierten Produk-
tion. Aber da zu den Aufträgen für die Kul-
tur- und Kreativwirtschaft auch viele öffentli-
che Aufträge gehören, gibt es da keinen Ein-
bruch. Die Haushalte für 2009 stehen fest,
die Gelder sind vorhanden, so dass es noch
nicht spürbar ist. Wir können nur hoffen, dass
es im nächsten Jahr so weitergeht, dass man
Kontinuität walten lässt.

Angelika Krüger-Leißner, Filmpolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion, hat
sich in einem promedia-Interview für besseren Schutz von Urheberrechten im In-
ternet ausgesprochen. Rechteinhaber – egal ob sie aus der Filmwirtschaft kommen
oder selber Filmurheber sind - müssten angemessen vergütet werden. Deshalb müsse
geistiges Eigentum wirksamer geschützt werden. Die Brandenburger Politikerin
zeigte in dem Gespräch große Sympathien für das französische Anti-Piraterie-Ge-
setz, das eine Verhängung von Internetsperren bei mehrfachen Urheberrechts-
verstößen vorsieht.  Kritisch zeigte sich Angelika Krüger-Leißner dagegen gegenü-
ber der Einführung einer Kultur-Flatrate. Der Schutz des geistigen Eigentums werde
eine der wichtigsten Fragen in der nächsten Legislaturperiode sein. In einem ver-
nünftigen Ausgleich zwischen den Interessen der Rechteinhaber und denen der
Nutzer müsse eine klare, handhabbare und konsequente Lösung gefunden werden.

prprprprpromedia:omedia:omedia:omedia:omedia: Einige Einrichtungen, z. B. die „Ber-
linale“, sind stark von Sponsoren abhängig.
Muss hier der Staat in der Krise einspringen?
KrKrKrKrKrügügügügügererererer-Leißner-Leißner-Leißner-Leißner-Leißner::::: Das Abspringen von Spon-
soren verfolge ich mit Sorge, denn weniger
Geld heißt auch ein Einbruch in der Qualität
und der Breite der Angebote. Das dürfen wir
nicht zulassen. Es existieren in Deutschland
einige Aushängeschilder für die Kultur, zu de-
nen die „Berlinale“ gehört. Wenn wir es nicht
schaffen, die benötigten Gelder aus der Pri-
vatwirtschaft heranzuholen, müssen wir über-
legen, wie wir diese Entwicklung ausgleichen
können, um in der Reihe der großen Festivals
auch weiterhin bestehen können.


